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RegObSekretär
als Urkundsbe-
amter der Ge—
schäftsstelle

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigterz
° ° ° ° „ ° ° ° ° ° ° ° ° o

g e g e n

Beklagte und Revisionsbekl-agte°

Der 4° Senat des Bundessozialgerichts hat am

150 Januar 1969 ohne mündliche Verhandlung durch

Senatspräsident P e n q u i t t

— Vorsitzender —,
Bundesrichter Dr° E c k e r,
Bundesrichter M ü l l e r,
Bundessozialrichter B r i n k m a n n und

Bundessozialrichter S c h m i d t

für Recht erkannt:

Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts

vom 140 Mai 1964 wird aufgehoben° Der Rechtsstreit

wird an das Landessozialgericht zurückverwieseno
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‘G r_ü n Q_e ;

Es ist streitig, ob der Kläger die Wartezeit für die von
ihm begehrte Rente wegen Erwerbsunfähigkeit erfüllt hat„ Das

Landessozialgericht (LSG) hat diese Frage verneint und in
Übereinstimmung mit der Beklagten (Bescheid vom 50° Januar

1961) und dem Sozialgericht —SG—(Urteil vom 170 Januar 1965)

eine Rentengewährung abgelehnt°

Nach den Feststellungen des LSG war der — als heimatloser

Ausländer anerkannte — Kläger von 1918 bis Ende Dezember

1958 als Bäckergeselle in Polen beschäftigt° Nach einer
Kriegsdienstleistung von wenigen Wochen in der polnischen

Armee geriet er zu Ende des Polenfeldzuges — September 1959 —
in russische Kriegsgefangensohafto Aus dieser wurde er im

November 1944 zur erneuten Wehrdienstleistung in der polni—

schen Armeé entlassen„ Er hat nach Kriegsende seinen Wohn—

sitz in die Bundesrepublik DeutSchland verlegto Den Renten-

antrag stellte er im Januar 1961° Deutsche Beitragszeiten

sind nicht vorhanden„

Das LSG hat seine Entscheidung wie folgt begründet: Die Zeit

des Eintritts des Versicherungsfalls brauche zur Klärung der

Frage, ob die Wartezeit erfüllt sei, nicht festgestellt zu

werden° Bei Annahme eines Eintritts des Versicherungsfalls

in der Zeit nach 1958 und Anwendung des Fremdrentengesetzes

vom 25° Februar 1960 (FRG) sei die Wartezeit von 60 Monaten
nicht erfüllt„ Nach 5 15 FRG könnten auf die Wartezeit zwar

nichtdeutsche Beitragszeiten angerechnet werden, jedoch im

Falle des Klägers erst von der Einführung der Versicherungsm

pflicht für Arbeiter in Polen, doho vom 1„ Januar 1954 an;

eine Berücksichtigung der früheren Beschäftigungszéiten

— 1918 bis 1955 — ohne Beitragsleistungen (@ 16 FRG) scheidel
für den Kläger als heimatlosen Ausländer nach 5 17 Abs° 2

Satz 2 FRG aus; Auf die Zeit von 1954 bis 1958 entfielen

nach Anwendung der Kürzungsvorschrift des 5 19 Abs° 2 FRG
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für nicht nachgewiesene, wohl aber glaubhaft gemachte

Beitragszeiten nur fünf Sechstel der Zeit, also 51 an—

rechenbare Monate° Auch bei einer Anrechnung der Zeit

von Januar bis September 1959 - insoweit habe der Kläger

hinsichtlich seiner Beschäftigung widersprüchliche Angaben

gemacht — seien nach der Kürzung auf fünf SechStel insge—

samt nur 58 Monate als Beitragszeit vorhanden° Die Dienst-

zeiten in der polnischen Armee seien keine Ersatzzeiten

im Sinne des 5 1251 Abs„ 1 Nr„ 1 der Reichsversicherungs—

ordnung (RVG); die Voraussetzungen des @ 2 oder 5 5 des

Bundesversorgungsgesetzes (BVG) — auf diese Vorschriften
verweise @1251 Abso 1 Nr° 1 RVO— seien nicht erfüllto
Infolgedessen könne auch die Kriegsgefangenschaft des

Klägers in Rußland, die sich an den Dienst in der polni—

schen Armee angeschlossen habe, nicht angerechnet werdeno
-

Sei der Versicherungsfall bei dem Kläger noch unter der

Herrschaft des Fremd— und Auslandsrentengesetzes vom

7„ August 1955 (FredeG),d° ho vor 1959‚ eingetreten,

so würde sich eine auf Grund der — zum Teil günstigeren —
Vorschriften dieses Gesetzes ergebende Anspruchsberechti—

gung nur auf die Zeit bis zum 51° Dezember 1958 erstrecken°

Mit Wirkung vom 1; Januar 1959 sei das FredeG durch das

DRG ersetzt worden„ Für die Zeit bis Ende 1958 scheide

eine Rentengewährung aber aus, weil der Kläger den Renten—

antrag erst nach dem 51° Dezember 1958 — im Januar 1961 —
gestellt habec Bei dieser Sachlage ergebe sich für die

spätere Zeit kein Rentenanspruoh aus dem Gesichtspunkt

der Besitzstandswahrung, denn das setze ebenfalls einen vor
dem Inkrafttreten des Fremd- und Auslandsrentén—Neurege—

lungsgesetzes (RANG) gestellten Rentenantrag Voraus°

Der Kläger hat die — zugelassene — Revision eingelegt°

Er wendet sich gegen die Nichtanrechnung seiner Dienst—
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zeiten in der polnischen Armee und weist in diesem Zusammen—

hang auf‘5 18 des Gesetzes über die Rechtsstellung heimat—
loser Ausländer im Bundesgebiet vom 25° April 1951 (BGBl I,

269) hin, wonach heimatlose Ausländer in der Sozialversiche—

rung den deutschen Staatsangehörigen gleichgestellt seien°

Dies müsse insbesondere bei der im Rahmen des S 1251 Abs„ 1

Nr° 1 RVO ausgesprochenen Verweisung auf die 55 2, 3 BVG
beachtet werden; eine Beschränkung auf Dienstzeiten in der
deutschen Wehrmacht als Ersatzzeiten sei nicht rechtens°

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und den

Rechtsstreit an das LSG zurückzuverweiseno

Die Beklagte beantragt‚

die Revision zurückzuweiseno

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(@ 124 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)°

Die Revision führt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils„

Das LSG durfte nicht unentschieden lassen, wann der Ver—

sicherungsfall eingetreten ist„

Die Angriffe der Revision gegen die Nichtanrechnung der

Dienstzeiten des Klägers in der polnischen Armee greifen

allerdings nicht durch° Ist der Versicherungsfall unter der

Herrschaft des FRG eingetreten und dieses Gesetz anzuwenden,

so können dem Kläger seine Dienstzeiten in der polnischen

Armee nicht, wie er möchte, gutgebracht werden„ Das FRG

enthält keine besondere Ersatzzeitenregelung° Die Rechte der

-:..
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dort bezeichneten Personengruppen richten sich insoweit

naeh den allgemeinen Vorschriften (5 14 FRG)o Nach diesen

(5 1251 Abso 1 Nr„ 1 EVO) werden Zeiten des militärischen

oder militärähnlichen Dienstes im Sinne der 55 2 und 5 BVG,

der auf Grund gesetzlicher Dienst— oder Wehrpflicht oder

während eines Krieges geleistet worden ist, als Ersatz—

zeiten für die Erfüllung der Wartezeit angerechnet° Mili—

tärischer Dienst ist nach 5 2 Abs° 1 BVG jeder nach deut—

schem Wehrrecht geleistete Dienst als Soldat oder Wehr—

machtsbeamter sowie der Dienst in bestimmten deutschen

Verbänden (Volkssturm, Feldgendarmerie, Heimatflakbatte-

rien)° Dem ist bei Vertriebenen im Sinne des 5 1 des Bun—

desvertriebenengesetzes (BVFG) die Erfüllung der gesetz—

lichen Wehrpflicht nach den Vorschriften des Herkunfts—

landes vor dem 9° Mai 1945 ($ 2 Abs„ 2 BVG) und bei deut-

schen Staatsangehörigen der Dienst in der Wehrmacht eines

dem Deutschen Reich verbündet gewesenen Staates während

eines der beiden Weltkriege oder der in der tschechoslowa—

kischen oder österreichischen Wehrmacht geleistete Dienst

unter besonderen weiteren Voraussetzungen gleichgestellt

(@ 2 Abs° } BVG)° Bei dem militärähnlichen Dienst im Sinne

des 5 5 BVG handelt es sich um Dienstzeiten in bestimmten
'Organisationen oder um bestimmte Leistungen, die auf Ver—

anlassung deutscher militärischer Stellen oder für die

deutsche Wehrmacht oder auf Grund besonderer Gesetze er—
bracht worden sind° Diesen Tatbeständen entsprechen die

Wehrdienstzeiten eines heimatlosen Ausländers einer fremden,

etwa der polnischen Armee nicht° Bei der Anwendung der 55 2,

5 BVG, auf die in der Ersatzzeitenregelung des S 1251 Abs° 1

Nrc l EVO verwiesen wird, kann auf die Verbindung des je5

weiligen Dienstes mit einem im Gesetz bezeichneten mili—

tärischen Verband auch nicht im Hinblick auf das Gesetz.

über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bundes—

gebiet verzichtet werdeno Nach 5 18 dieses Gesetzes sind
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heimatlose Ausländer in der Sozialversicherung den deutschen

Staatsangehörigen gleichgestellt° Dies bedeutet, daß heimat—

lose Ausländer in der Sozialversicherung gegenüber Deutschen

nicht schlechter gestellt werden dürfen° Einem deutschen

Staatsangehörigen werden nun nur solche militärischen oder

militärähnlichen Dienstzeiten als Ersatzzeiten angerechnet,

die den Erfordernissen der 55 2, 5 BVG entsprecheno Der Klä—

ger verlangt aber weitergehende Rechte, nämlich daß jede

Iilitärdienstzeit eines heimatlosen Ausländers, unabhängig

von der Zugehörigkeit zu den im BVG aufgeführten Organisa—
tionen, als Ersatzzeit beurteilt werden soll° Dieses Begeh—

ren geht über die Gleichstellung mit deutschen Staatsangehö—

rigen hinaus; es wird von der Vorschrift des % 18 des Ge—

setzes über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im

Bundesgebiet nicht gestützto— Die Vorschrift des 5 2 Abs° 2
BVG, nach der unter bestimmten Voraussetzungen Dienstzeiten

in der polnischen Armee als Ersatzzeiten berücksichtigt

werden könnten, ist ihrem eindeutigen Wortlaut nach auf Ver—

triebene im Sinne des 5 l BVFG besChränkt und nicht auf
heimatlose Ausländer — und damit nicht auf den Kläger — an-

zuwenden, Durch sie wird die Gleichstellung der heimatlosen

Ausländer mit den deutschen Staatsangehörigen schon deshalb

nicht berührt, weil es sich um eine Vergünstigung handelt,

die nicht allen deutschen Staatsangehörigen, sondern nur
den Vertriebenen deutscher Staatsangehörigkeit oder deut—

scher Volkszugehörigkeit (% 1 BVFG) gewährt ist, Sie steht

— wie das Bundessozialgericht (BSG) schon entschieden hat

(Urteil vom 160 Februar 1966 - 1 RA 211/65) — einem deutschen

Staatsangehörigen, der nicht Vertriebener im Sinne des S 1
BVFG ist, ebenfalls nicht zu° Die Militärdienstzeiten des

Klägers können demnach bei der Prüfung der Frage, ob die
Wartezeit von 60 Kalendermomaten erfüllt ist, nicht berück—

sichtigt werden,
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Soweit das LSG für den Fall, daß bei dem Kläger Berufs—

unfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit unter der Herrschaft

des EEG eingetreten ist, die Berücksichtigung weiterer

Zeiten als Versicherungszeiten verneint hat, schließt

sich ihm der Senat nach eigener Prüfung auch im übrigen ano

Ist der Versicherungsfall vor dem Inkrafttreten des FANG

— 10 Januar 1959
— oder danach bis zur Verkündung dieses

Gesetzes — 50 März 1960 — eingetreten, so ist der Berech—

nung der Wartezeit auch das frühere Recht zugrunde zu legen°
In diesem Fall kann die Wartezeit unter Berücksichtigung

der vom LSG als glaubhaft gemacht angesehenen polnischen

Beitragszeiten erfüllt sein°

Nach Arto 6 5 5 FANG findet dieses Gesetz nach Maßgabe

der nachfolgenden Vorschriften auch auf Versicherungs—

fälle Anwendung, die vor seinem Inkrafttreten liegen°
Art° 6 S 8 FANG bestimmt, daß die 55 6 und 7 dieses Ar-
tikels in den Fällen entsprechend gelten, in denen der

Eintritt des Versicherungsfalles vor dem lo Januar 1959

liegt und die Rente vor der Verkündung dieses Gesetzes

nicht festgestellt worden ist° Dies besagt, daß die Fest—

stellung des Rentenanspruchs unter Anwendung der im Arto 6

$ 6 FANGbestimmten —das FRG berücksichtigenden - Berech-
nungsweise erfolgen muß° Daneben ist aber eine Prüfung

des Rentenanspruchs unter Zugrundelegung des vor dem In—

krafttreten des FANG maßgeblichen Rechts vorzunehmeno

Dies folgt aus Art° 6 5 7 Satz 1 FANG für Versicherungs—

fälle, die dem Arte 6 5 6 Abs° l FANG unterliegen, das
sind vor dem l° Januar 1959 aber nach dem 51° Dezember

1956 eingetretene Versicherungsfälle und vor dem lo Januar

1957 liegende Versicherung5fälle, wenn die Getährung von
Leistungen oder Leistungsantéilen

aus der knappschaft—

lichen Rentenversicherung in Betracht kommt° Denn danach

_ g _
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darf die Rente nach Anwendung der Kürzungs— und Ruhensvor—

schriften nicht niedriger sein als die Leistung, die sich

nach Anwendung der Kürzungs— und Ruhensvorschriften auf Grund

des Art° 2 S 45 Abso 1 des Arbeiterrentenversicherungs—Neu—

regelungsgesetzes (ArVNG), des Art° 2 5 42 Abs° 1 des Ange—
stelltenversicherungs&Neuregelungsgesetzes oder des Arte 2

@ 28 Abso 1 des Knappschaftsrentenversicherungs—Neuregelungsu

gesetzes und des Ersten Rentenanpassungsgesetzes ergibto

Es muß demnach eine Art Besitzstandsrente gewährt werden?

wenn dies für den Antragsteller günstiger ist„ Dem sind

Rentenberechtigungen aus nach dem 31° Dezember 1958 bis zur

Verkündung des FANG einsetretenen Versioherungsfällen gleich—

gestellt (Arte 6 5 7 Satz 2 FANG)Q Eine entsprechende Rege-

lung enthält Art„ 6 5 11 Satz 2 FANG für die Fälle des Art„

6 5 8 FANG, die auf vor dem 10 Januar 1957 liegenden Versi—

cherungsfällen beruhena

Die Anwendung des Arte 6 @ 8 FANG setzt nicht voraus, daß
die Rente vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes beantragt

warü Diese Vorschrift Stellt nur aui vor der Verhündung

des FANG nicht festgestellte Renten aus vor dem 10 Januar

1959 eingetretenen Versicherungsfällen abo Dazu gehören

auch Rentenansprüche, die noch nicht durch eine Antragstel—

lung erhoben waren° Zwar meint das LSG, die Vorschrift ge—

währleiste Rentenrechte nur dann, wenn sie vorher beantragt

worden seien° Eine solche Einschränkung kann dem Gesetz

jedoch nicht entnommen werden° In der Vermeidung von Nach—

teilen‚ die das Inkrafttreten des FANG mit seinen Rechts—

änderungen für Versicherteb deren Rentenanträge noch nicht

endgültig beschieden waren, verursacht haben würde‚ mag ein

Beweggrund für die Normierung des Art„ 6 @ 8 FANG gesehen

werden (vgl° Jantz/Zweng/Eicher, Das neue Fremdrenten— und

Auslandsrentenrecht, Anm„ 1 zu Art° 6 @8 FANG; Schroeter/

Kintzel in EVO Gesamtkommentar, Band II Anm„ 1 zu Arto6 @8
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FANG)° Es sind aber keine Anhaltspunkte dafür ersichtlich,
daß darin das einzige Motiv liegt° Derartiges ist auch in

der Begründung der Vorschrift nicht erwähnt (vgl° BT—DruckS5
III/1109 S° 513° In ihr ist nach der Auffassung des Senats

dem Prinzip entsprochen worden, daß sich Rentenansprüche

\unabhängig von der Antragstellung nach dem zur Zeit des

Versicherungsfalls geltenden Recht richten sollen (vglo

Art° 2 5 5 ArVNG)° Auch in der Literatur wird für alle

vor der Verkündung des FANG noch nicht festgestellten
Rentenansprüche die Durchführung der dargelegten Renten—

feststellungen und gegebenenfalls die Gewährung der günsti—

geren Rente nach früherem Recht - auch wenn nur dieses

einen Anspruch begründet — für geboten gehalten (vgl° Kom—

mentar zur EVO, Viertes und Fünftes Buch„ herausgegeben

vom Verband Deutscher Rentenversicherungsträger, Anm° l

und 5 zu Art° 6,5 8 FANG;Merkle—Michel, Handkommozum.
Fremd— und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetz, Anm„ 2 zu
Art° 6 5 8 FANG und Anmo 5 a zu Art° 6 @ lo FANG)°

Auf die Zeit der Antragstellung kommt es daher nicht ano Zu
dieser Frage hat der 12° Senat des BSG zwar im gegentei—

ligen Sinne Stellung genommen (vgl° BSG SozR Nr° 5 zu
Art° 6 5 6 FANG)° Seine Erwägungen tragen die erwähnte

Entscheidung aber nicht, weil Art° 6 5 8 FANG aus anderen
Gründen nicht zur Anwendung kam° Einer Vorlage an den

Großen Senat bedarf es daher nicht°

Der Gewährung einer Rente nach früherem Recht steht dem—

nach niCht entgegen, daß der Rentenantrag erst nach der

Verkündung des FANG — im Januar 1961 — gestellt worden
ist° Sollte der Versicherungsfall bei dem Kläger vor der

Verkündung des FANG eingetreten sein, so könnte ihm die
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Rente zustehenahach dem durch die Rentenreformgesetze

mit Wirkung vom l° Januar 1957 an geschaffenen Recht

(Art° 5 S 8 ArVNG) hätte der Kläger die Wartezeit bei

Anrechnung der zur polnischen Rentenversicherung zurück—

gelegten, vom LSG als glaubhaft gemacht angesehenen

Beitragszeiten erfüllte Da auf ihn als heimatlosen Aus—

länder mit einem ständigen Aufenthalt im Bundesgebiet

das FrendRG anzuwenden wäre (@ 1 Abso l und Abs° 2

Nrn 2 Buchst° c FredeG), wären die Beitragszeiten in

Polen auf Grund des Arte 2 5 43 Absg l ArVNG nach Maßgabe

des 5 1249 RVG zu berücksichtigen (5 4 Abs„ 1 Sätze 1 und
2 FredeG)° Die glaubhaft gemachte Béitragszeit wäre auf

die Wartezeit anzurechnen (5 1249 Satz 1 RVO)O Die An—

rechnung könnte in vollem Umfang in Betracht kommen,

weil das FredeG eine Kürzung glaubhaft gemachter Beitrage—

zeiten nicht vorsieht° Mit einer Versicherungszeit vom

1° Januar 1954 bis 510 Dezember 1958 wären 60 Kalender—

monate gegebeno Dieselbe Beurteilung ergibt sich für den

Fall, daß der Kläger bereits vor dem 10 Januar 1957

(Inkrafttreten des ArVNG) berufsunfähig geworden sein

sollte„ Denn % 1249 RVO gilt auch für Versicherungs—
fälle, die vor dem Inkrafttreten des ArVNG‚ aber nach

dem 51„ März 1945 eingetreten sind (Arto 2 55 6, 8‚ 45

Abs° 1 SO 4 ArVNG)°

Eintritt und Zeitpunkt des Versicherungsfalls sind

demnach für die Frage erheblich, ob dem Kläger eine

Rente zusteht° Da es insoweit an tatsächlichen Fest—
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stellungen fehlt, muß der Rechtsstreit an das LSG

zurückverwiesen werden (5 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)°

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

des LSG vorbehalten°
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